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Anmerkung zur Terminologie 
Anmerkung zur Terminologie 

Es ist ein Gemeinplatz der Rechtsvergleichung, dass die Übersetzung von 
Rechtsbegriffen einer ausländischen Rechtsordnung in die Begriffswelt der 
eigenen Rechtsordnung Risiken mit sich bringt. Juristische Terminologie 
ist in aller Regel an die rechtlichen Konzeptionen der jeweiligen Rechts-
ordnung gebunden, der sie entspringt, so dass eine Übersetzung schwerfällt 
und immer die Gefahr eines Missverständnisses in sich birgt. Der Rechts-
vergleichung und Auslandsrechtskunde betreibende Jurist steht damit vor 
dem Dilemma, entweder die Lesbarkeit seiner Untersuchung zugunsten der 
Präzision – soweit eine solche bei der Beschreibung ausländischen Rechts 
in der eigenen Sprache überhaupt erreichbar ist – zu opfern, oder umge-
kehrt auf Kosten der Präzision der Lesbarkeit seiner Arbeit die größere 
Bedeutung beizumessen. Die vorliegende Arbeit zum englischen Mobiliar-
kreditsicherungsrecht versucht in einem Mittelweg, die im Rahmen der 
Aufgabenstellung grundlegenden und kaum übersetzbaren Begriffe der 
englischen Rechtssprache, wie „charge“ und „mortgage“, grundsätzlich 
beizubehalten, und nur, wenn sich eine Verallgemeinerung anbietet, auf 
funktionale Begriffe – im Fall von „charge“ und „mortgage“ auf „besitzlo-
se Sicherungsrechte“ – auszuweichen. Im Übrigen werden englische 
Rechtsbegriffe zugunsten der Lesbarkeit übersetzt; in jedem Gliederungs-
punkt wird jedoch erneut bei erstmaligem Auftreten wesentlicher Begriffe 
der englische Fachterminus in Klammern angegeben. Der verwendete 
deutsche Begriff stellt damit allein einen Übersetzungsvorschlag dar. Im 
Hinblick auf oben genanntes Dilemma bleibt darauf hinzuweisen, dass der 
verwendete deutsche Begriff nur als Orientierungshilfe zugunsten der Les-
barkeit, nicht aber als Begriff der deutschen Rechtsordnung zu verstehen 
ist und diesem daher die englische Bedeutung zu unterlegen ist. Schließ-
lich soll an dieser Stelle auf die beiden Gliederungspunkte „Begriffsbe-
stimmungen und Grundprinzipien“1 sowie „Begrifflichkeit und Konzeption 
der Vorschläge“2 hingewiesen werden, die wesentliche Begriffe und Kon-
zeptionen für den jeweiligen Abschnitt einführen und zu klären versuchen. 

                                                           
1 1. Teil, 1. Abschnitt (S. 15 ff.) 
2 2. Teil, 2. Abschnitt (S. 171 ff.) 




